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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Anfrage Nr. 70 der Fraktion der Deutschen Partei über Hilfe 
für die Handwerksbetriebe in Schleswig-Holstein und Niedersachsen 
- Nr. 866 der Drucksachen - beantwortet die Bundesregierung 
wie folgt: 

Zu 1) Die Aufträge für Möbel- und Tischlerarbeiten anläßlich der 
Errichtung der Bundesministerien in Bonn sind im wesent- 
lichen schon vor dem 1. Dezember 1949 von dem inzwischen 
aufgelösten „Büro Bundeshauptstadt” vergeben worden. 
Dieses Büro war eine Dienststelle des Landes Nordrhein- 
Westfalen, auf deren Geschäftsgebaren die Bundesregierung 
keinen Einfluß hatte. Angebote seitens des Handwerks aus 
Schleswig-Holstein lagen nicht vor, abgesehen von dem An- 
gebot einer Firma, die einen für Bürozwecke nicht geeig- 
neten Schrank herstellt, und einem weiteren Angebot des 
schleswig-holsteinischen Kunsthandwerks, für dessen Er- 
zeugnisse jedoch keine Verwendungsmöglichkeiten bestanden. 
Entsprechend lagen die Verhältnisse für den Raum Nieder- 
sachsen. 

Zu 2) Die „Verdingungsordnung für Leistungen” gibt in § 24 Absatz 3 
Satz 3 die Möglichkeit, bestimmte notleidende Gebiete bei 
der Zuschlagerteilung besonders zu berücksichtigen. Hiervon 
hat die Bundesregierung bereits durch ihre Kabinettsbe- 
schlüsse vom 14. März und 12. Mai 1950 für Groß-Berlin 
(Westsektoren), den bayerischen Wald, Wilhelmshaven und 
Watenstedt-Salzgitter Gebrauch gemacht. Die Erklärung wei- 
terer Teile des Bundesgebietes zu notleidenden Gebieten ist 
an sich zwar möglich. Doch wird die Wirkung einer derar- 
tigen Maßnahme in dem Maße beeinträchtigt, in dem der 
Umfang der als notleidend erklärten Gebiete wächst. Würden 
Schleswig-Holstein und Niedersachsen ebenfalls zu notlei- 
denden Gebieten erklärt werden, so wäre bei der Größe die- 
ser Länder und im Hinblick auf den relativ geringen Umfang 
der Bundesaufträge eine wirksame Förderung nicht mehr 
gewährleistet. Es ist im übrigen zu berücksichtigen, daß das 


Druck : Budidruckerei R. Madel, Bona, Argelanderstraße tl 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 3P 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Handwerk in erster Linie für standortgebundene Aufträge 
in Betracht kommt. Es ist daher Aufgabe der Länder, bei 
Vergebung ihrer öffentlichen Aufträge das Handwerk ange- 
messen zu berücksichtigen. Nicht standortgebundene Aufträge, 
also Aufträge, bei denen die Bundesregierung sich ein- 
schalten kann, können nur an einige wenige Handwerks- 
zweige vergeben werden. Hierzu gehören nach den bisherigen 
Erfahrungen vornehmlich das Bekleidungshandwerk sowie 
die Bau- und Ausbauhandwerke. Bekleidungsaufträge werden 
auf Bundesebene nur in verschwindend geringem Umfange 
erteilt. Bauaufträge, bei denen eine Berücksichtigung des 
Handwerks möglich ist, werden von der Bundesregierung 
gegenwärtig nur für den Ausbau der Bundeszone Bonn ver- 
geben. Bei diesen Aufträgen ist bereits eine bevorzugte Be- 
rücksichtigung von Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
dadurch gewährleistet, daß bestimmte Aufträge nur unter 
Firmen dieser Länder ausgeschrieben werden. 

Die Bundesregierung hat schließlich aus der Erkenntnis der 
besonders schwierigen Lage der Handwerksbetriebe in den 
mit Heimatvertriebenen überbelegten Ländern bereits in der 
Vergangenheit verschiedene Maßnahmen getroffen, um die- 
sen Betrieben wirksame Hilfe angedeihen zu lassen. So sind 
in der dritten Tranche der Investitionskredite Handwerk und 
Kleingewerbe in den Ländern Niedersachsen und Schleswig- 
Holstein mit einem erhöhten Anteil bedacht worden. Im 
Rahmen des Arbeitsbeschaffungsprogramms sind ferner so- 
wohl dem einheimischen Handwerk als auch insbesondere 
dem Flüchtlingshandwerk in diesen Ländern besonders hohe 
Quoten zugewiesen worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 



